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33.  Landesverfassungsgesetz vom 18. März 2010, mit dem die Burgenländische Gemeindeordnung 2003 
geändert wird (XIX. Gp. IA 1414 AB 1415) 

34.  Gesetz vom 18. März 2010, mit dem das Bgld. Pflanzenschutzgesetz 2003 geändert wird  
 (XIX. Gp. IA 1412 AB 1418) [CELEX Nr. 32009L0147] 
35.  Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 2. Feber 2010 betreffend die Grenzänderung 

zwischen den Gemeinden Antau (KG 30101 Antau) und Wulkaprodersdorf (KG 30027 Wulka-
prodersdorf) 

 

33. Landesverfassungsgesetz vom 18. März 2010, mit dem die Burgenländische Gemeinde-
ordnung 2003 geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Burgenländische Gemeindeordnung 2003 - Bgld. GemO 2003, LGBl. Nr. 55, zuletzt geändert 
durch das Landesverfassungsgesetz LGBl. Nr. 75/2008, wird wie folgt geändert: 

1. § 24 Abs. 1 Z 2 lautet: 
 „2. a) die befristete Aufnahme von Bediensteten 
 aa) für länger als sechs Monate, jedoch nicht für mehr als ein Jahr, oder 
 bb) zur Vertretung, wenn der Vertretungsfall ein Beschäftigungsverbot oder eine Karenz nach 

dem Burgenländischen Mutterschutz- und Väter-Karenzgesetz - Bgld. MVKG, LGBl. 
Nr. 16/2005 in der jeweils geltenden Fassung, oder nach gleichartigen bundesgesetzlichen 
Vorschriften ist, und 

 b) die einverständliche Lösung und die vorzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses der Bedien-
steten gemäß lit. a;“ 

2. In § 24 Abs. 1 Z 3 und 4 wird jeweils der Ausdruck „1 %“ durch den Ausdruck „2 %“ ersetzt und nach dem 
Wort „Haushaltsjahres“ in Z 3 die Wortfolge „ , höchstens jedoch bis zu einem Betrag von 200 000 Euro“ und 
in Z 4 die Wortfolge „ , höchstens jedoch den Betrag von 200 000 Euro“ eingefügt. 

3. In § 25 Abs. 2 Z 5 und 6 wird jeweils der Ausdruck „0,2 %“ durch den Ausdruck „0,5 %“ ersetzt und nach 
dem Wort „Haushaltsjahres“ die Wortfolge „ , höchstens jedoch bis zu einem Betrag von 40 000 Euro“ ein-
gefügt. 

4. In § 25 Abs. 2 Z 7 wird die Zahl „360“ durch die Zahl „500“ ersetzt. 

5. Dem § 33 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Wurde ein Umweltausschuss gemäß § 34 eingerichtet und gehört der Umweltgemeinderat einer 
Gemeinderatspartei an, die keinen Anspruch auf Vertretung im Umweltausschuss nach den Grundsätzen 
des Verhältniswahlrechts hat, so ist der Umweltgemeinderat berechtigt, an den Sitzungen des Umwelt-
ausschusses mit beratender Stimme teilzunehmen.“ 

6. In § 36 Abs. 2 erster Satz wird nach dem Wort „Tagesordnungspunkts“ das Wort „schriftlich“ einge-
fügt. 

7. In § 36 Abs. 3 erster Satz wird das Wort „dritten“ durch das Wort „fünften“ ersetzt. 

8. In § 40 Abs. 3 erster Satz wird das Wort „und“ durch einen Beistrich ersetzt und nach dem Wort „Ge-
meindevorstands“ die Wortfolge „sowie an Ausschussvorsitzende“ eingefügt. 



Landesgesetzblatt Nr. 33/2010 112

9. § 43 lautet: 

„§ 43 

Nichtigerklärung von Beschlüssen 

Beschlüsse, die unter Nichtbeachtung der §§ 37, 38 Abs. 2 und § 41 Abs. 1 und 2 zustande gekommen 
sind, sind mit Nichtigkeit bedroht und von der Aufsichtsbehörde innerhalb von drei Jahren nach Be-
schlussfassung als nichtig zu erklären.“ 

10. § 63 lautet: 

„§ 63 

Wirtschaftliche Unternehmungen 

(1) Zum Gemeindevermögen gehören auch wirtschaftliche Unternehmungen der Gemeinde. Wirtschaft-
liche Unternehmungen der Gemeinde sind als Eigenunternehmungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, die 
von der Gemeinde im eigenen Namen in einer besonderen Organisationseinheit betrieben werden, zu führen. 

(2) Die Gemeinde kann weiters wirtschaftliche Unternehmungen errichten oder sich an solchen betei-
ligen, die in Form einer eigenen Rechtspersönlichkeit betrieben werden (ausgegliederte Unternehmungen). 

(3) Die Gemeinde darf wirtschaftliche Unternehmungen nur errichten, betreiben, erweitern oder sich an 
wirtschaftlichen Unternehmungen beteiligen, wenn die Unternehmungen der Sparsamkeit, Wirtschaftlich-
keit, Zweckmäßigkeit und den kaufmännischen Grundsätzen entsprechen. Für wirtschaftliche Unterneh-
mungen gemäß Abs. 1, die marktbestimmte Tätigkeiten zum Gegenstand haben, hat der Gemeinderat durch 
Beschluss ein Betriebsstatut zu erlassen und einen Betriebsleiter zu bestimmen. 

(4) Bei Unternehmungen gemäß Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss der Gemeinde stehen, ist 
vorzusehen, dass dem Gemeinderat jährlich ein Bericht der Geschäftsführung über die wirtschaftliche 
Situation und die voraussichtliche Entwicklung der jeweiligen Unternehmung vorzulegen ist.“ 

11. § 68 Abs. 2 Z 1 lautet: 
 „1. die Abgaben, insbesondere die festzusetzenden Abgabensätze und die Entgelte für die Benützung 

von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen; bei bereits in den Gemeinden bestehenden Abgaben 
bedarf es lediglich eines Beschlusses des Gemeinderats, wenn Änderungen gegenüber dem voran-
gegangenen Haushaltsjahr beabsichtigt oder erforderlich sind;“ 

12. In § 70 Abs. 3 wird das Wort „fünf“ durch die Zahl „10“ ersetzt. 

13. In § 75 entfällt Abs. 6; der bisherige Abs. 7 erhält die Absatzbezeichnung „(6)“. 

14. § 75 Abs. 6 (neu) erster Satz lautet: 

„Der Bürgermeister hat den Rechnungsabschluss (Abs. 5) der Aufsichtsbehörde im Wege der Datenfern-
verarbeitung zu übermitteln.“ 

15. § 78 Abs. 1 erster Satz lautet: 

„Der Gemeinderat überwacht die gesamte Gebarung der Gemeinde, einschließlich 
 1. der öffentlichen Einrichtungen, 
 2. der in der Verwaltung der Gemeinde stehenden selbständigen Fonds und Stiftungen, 
 3. der wirtschaftlichen Unternehmungen gemäß § 63 Abs. 1 und 
 4. der Unternehmungen gemäß § 63 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss der Gemeinde stehen.“ 

16. In § 78 Abs. 2 wird nach dem Wort „ist“ die Wortfolge „- ausgenommen im Fall von Abs. 2a -“ einge-
fügt. 

17. Nach § 78 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Die Überprüfung von Unternehmungen gemäß § 63 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss 
der Gemeinde stehen, durch den Prüfungsausschuss entfällt, wenn eine zumindest jährliche Überprüfung 
durch hiezu beruflich Befugte gesetzlich, vertraglich oder satzungsgemäß vorgesehen ist. In diesem Fall 
ist der Prüfbericht des beruflich Befugten nach dessen Erstellung dem Gemeinderat spätestens bei der 
Behandlung des Rechnungsabschlusses der Gemeinde vorzulegen.“ 
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18. Nach § 78 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 

„(3a) Jedes Mitglied des Prüfungsausschusses hat das Recht, einmal im Kalenderjahr beim Obmann des 
Prüfungsausschusses schriftlich die Aufnahme eines Tagesordnungspunkts zu verlangen. Der Obmann des 
Prüfungsausschusses ist in diesem Fall verpflichtet, diesen Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der 
nächstfolgenden Sitzung des Prüfungsausschusses zu setzen.“ 

19. § 79 lautet: 

„§ 79 

Gebarungsprüfung der Aufsichtsbehörde 

(1) Die Aufsichtsbehörde hat das Recht, die Gebarung der Gemeinde (des Gemeindeverbands), ein-
schließlich 
 1. der wirtschaftlichen Unternehmungen gemäß § 63 Abs. 1, 
 2. der Unternehmungen gemäß § 63 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss der Gemeinde stehen, 

und 
 3. der in der Verwaltung der Gemeinde stehenden selbständigen Fonds und Stiftungen 
auf ihre Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu überprüfen. 

(2) Das Ergebnis der Überprüfung ist dem Bürgermeister zur Vorlage an den Gemeinderat zu übermit-
teln. Der Bürgermeister hat die auf Grund des Überprüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen inner-
halb von drei Monaten der Aufsichtsbehörde mitzuteilen.“ 

20. § 87 Abs. 2 Z 8 lautet: 
 „8. die Errichtung von wirtschaftlichen Unternehmungen gemäß § 63 Abs. 2 und die Beteiligung an 

wirtschaftlichen Unternehmungen gemäß § 63 Abs. 2 sowie jede Änderung dieser Rechtsge-
schäfte, soweit damit eine Erhöhung der finanziellen Verpflichtungen der Gemeinde verbunden 
ist, mit Ausnahme von Energieversorgungs-, Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungs-
unternehmen.“ 

21. Der Text des § 97 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“; folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Bei den im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novelle LGBl. Nr. 33/2010 bestehenden Unter-
nehmungen gemäß § 63 Abs. 2, die unter beherrschendem Einfluss der Gemeinde stehen, ist der Bericht 
gemäß § 63 Abs. 4 erstmalig im Kalenderjahr 2011 vorzulegen.“ 
 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
 
 
 
 
 

34. Gesetz vom 18. März 2010, mit dem das Bgld. Pflanzenschutzgesetz 2003 geändert wird 

Der Landtag hat in Ausführung des Pflanzenschutzgrundsatzgesetzes, BGBl. I Nr. 140/1999, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 87/2005, beschlossen: 

Das Bgld. Pflanzenschutzgesetz 2003, LGBl. Nr. 47/2004, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. 
Nr. 36/2008, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 6 Abs. 2 Z 3 wird folgende Z 4 angefügt:  
 „4.  mit Greifvögeln unter Aufsicht einer zur Beizjagd ausgebildeten Person“ 

2. In § 6 Abs. 5 letzter Satz wird die Zahl „3“ durch die Zahl „4“ ersetzt. 
 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
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35. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 2. Feber 2010 betreffend die 
Grenzänderung zwischen den Gemeinden Antau (KG 30101 Antau) und Wulkaprodersdorf 
(KG 30027 Wulkaprodersdorf) 

Auf Grund des § 7 Abs. 1 der Burgenländischen Gemeindeordnung 2003 - Bgld. GemO 2003, LGBl. 
Nr. 55, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 75/2008, wird nach der gemäß § 8 Abs. 5 lit. d des 
Übergangsgesetzes, BGBl. Nr. 368/1925, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 64/1997, sowie 
die Kundmachung BGBl. I Nr. 194/1999 (DFB), erteilten Zustimmung der Bundesregierung verordnet: 

§ 1 

Die Gemeindegrenze (Bezirksgrenze) zwischen den Gemeinden Antau und Wulkaprodersdorf wird 
nach Maßgabe des § 2 geändert. 

§ 2 

(1) Die Grundstücke Nr. 1586/3, 1587/1 und 1587/2 der KG Antau werden von dieser abgetrennt und 
dem Gebiet der KG Wulkaprodersdorf eingegliedert, sowie die Grundstücke Nr. 739/19 und 739/25 der 
KG Wulkaprodersdorf von dieser abgetrennt und dem Gebiet der KG Antau eingegliedert. 

(2) Der neue Grenzverlauf ist in der Anlage ersichtlich. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung im Landesgesetzblatt für das Burgenland fol-
genden 1. Jänner in Kraft. 

(2) Die im § 2 Abs. 2 genannte Anlage wird gemäß § 6 Bgld. Verlautbarungsgesetz 1990 kundgemacht 
und ist für die Dauer ihrer Wirksamkeit bei der Gemeinde Antau, bei der Marktgemeinde Wulkaprodersdorf, 
bei der Bezirkshauptmannschaft Mattersburg, bei der Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung und 
bei der für Gemeindewesen zuständigen Abteilung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung 
während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Ohne Auswirkungen auf die Kundma-
chung ist sie auch im Internet unter http://e-government.bgld.gv.at/landesrecht abrufbar. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Steindl 
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